
 

 

Stadtamt Braunau am Inn  
Stadtplatz 38, 5280 Braunau am Inn 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
 
über die am Mittwoch, den 2. Juli 2025, im Veranstaltungszentrum stattgefundene Sitzung 
des  
 

G e m e i n d e r a t e s 
 
Beginn: 18.00 Uhr Ende: 19.49 Uhr 
 
Vorsitzender: Bgm. Mag. Johannes Waidbacher 
 
Gemeinderatsmitglieder: 
ÖVP-Fraktion: Vbgm. Alfred Hermann, StR Dir. Josef Knauseder MSc MMBA, GR Mag. Dr. 
Ramona Eberl, GR Doris Haubentrath, GR Nina Bernroithner, GR Gerhard Bruckbauer, GR 
Anna Stoiber, GR Zoran Šijaković, GR Wolfgang Höfelsauer, GR Mag. Matthias Kritzinger BA 
MA, GR Anton Bernroithner, GR DI Markus Dutzler 
Entschuldigt: StR HR Mag. Eva Gaisbauer, GR Stefanie Stoffle, GR Marco Baccili B.Sc. 
Ersatz: GRE Manfred Obermayr (für StR Gaisbauer), GRE Mag. Gerald Hamminger (für GR 
Stoffle), GRE Alexandra Furtner-Probst (für GR Baccili) 
 
SPÖ-Fraktion: Vbgm. DI Wolfgang Grabner-Sittenthaler, GR LAbg. Gabriele Knauseder MSc, 
GR Rudolf Eiblmaier, GR Manfred Offenhuber, GR Rudolf Streitberger, GR Demil Omerovic, 
GR Heinz Karl Strobl 
Entschuldigt: StR Mag. Martina Schäfer 
Ersatz: GRE Alexander Asen 
 
FPÖ-Fraktion: GR Bettina Bachinger, StR Ing. Hans Pill, GR Christian Bachinger, GR Alexander 
Ranftl, GR Claudia Hochhuber 
Entschuldigt: StR Mag. Ing. Gerhard Haberfellner, GR Alexander Lechner 
Ersatz: GRE Martin Murauer (für StR Haberfellner), GRE Manuel Schmidthammer (für GR 
Lechner) 
 
GRÜNE-Fraktion: StR Günter Winterstätter, GR Elke Gapp, GR DI Mag. Manfred Hackl, 
GR Elma Pandžić, GR Siegfried Schindlmaier, GR Philipp Bauer 
Entschuldigt: 
Ersatz: 
 
Anwesende Gemeindebedienstete: 
AD Mag. Andreas Reiter, AD-Stv. Dr. Gerald Sturmayr (für TOP I/1), FD Mag. Jakob Außerhu-
ber, Gisela Lahner 
 
Schriftführerin: Gisela Lahner 
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Der Vorsitzende eröffnet die Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass  
a) die Sitzung gemäß § 45 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. ordnungsgemäß kundgemacht und 

einberufen wurde, 
b) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und  
c) die Verhandlungsschrift der letzten Gemeinderatssitzung vom 21.05.2025 entspre-

chend den Bestimmungen des § 54 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. gefertigt und den ein-
zelnen Fraktionen übermittelt wurde, im Rathaus zu den Amtsstunden aufgelegen ist 
und in dieser Sitzung aufliegt. Sie gilt als genehmigt, wenn bis Ende der Sitzung kein 
Einwand erhoben wird. 
 
 

A: 

I. Anträge des Bürgermeisters: 

1. Belastete Straßennamen 
Konkrete Maßnahmen 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR Mag. Kritzinger BA MA glaubt, dass sich alle Gemeinderatsmitglieder sehr intensiv 
mit dem Thema beschäftigt haben. Bereits bei der damaligen Anrainerversammlung 
habe er die Meinung vertreten, dass das reinste Ergebnis durch eine geheime Abstim-
mung erzielt werden könne. Aus diesem Grund stellt er den Antrag, über die Punkte c) 
und d) eine geheime Abstimmung durchzuführen. 
 
StR Ing. Pill erklärt, dass sich seine Fraktion bewusst gegen eine geheime Abstimmung 
entschieden habe und man diesem Punkt daher nicht zustimmen wird. Ihre Meinung 
sei bereits öffentlich kommuniziert worden, und man habe kein Problem damit, diese 
Haltung auch im Gemeinderat offen zu vertreten. Aus Sicht seiner Fraktion sei daher 
eine geheime Abstimmung nicht notwendig. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen lässt der Vorsitzende über den Antrag 
des Herrn GR Kritzinger auf geheime Abstimmung der Punkte c) und d) abstimmen. 
 
Antrag auf geheime Abstimmung: 
Geheime Abstimmung der Punkte c) und d). 
 
Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion 
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GR Strobl führt aus, dass es bei den geplanten Straßenumbenennungen nicht nur um 
eine reine Verwaltungsmaßnahme gehe. Vielmehr handle es sich um eine Frage der 
Haltung der Stadt Braunau. Es gehe darum, welche Geschichte man im öffentlichen 
Raum sehen wolle und welche nicht. Die SPÖ-Fraktion werde geschlossen für die Um-
benennung stimmen. Man wolle keine Personen ehren, die während der NS-Zeit aktiv 
an der Ungerechtigkeit mitgewirkt und diese gefördert haben. Aus diesem Grund 
stimme die Fraktion eindeutig für die Umbenennung.  
 
GR DI Mag. Hackl erklärt, dass sich die Grüne Gemeinderatsfraktion bereits öffentlich 
für die Umbenennung der betroffenen Straßen ausgesprochen habe. Man werde dies 
auch in einer geheimen Abstimmung so handhaben. Für seine Stellungnahme zitiert er 
einen Kommentar von Magdalena Lagetar aus der Braunauer Warte vom letzten Don-
nerstag: „Umbenennen was sonst?! Wieso diskutieren wir eigentlich darüber? Gerade 
wir Braunauer? Wir müssen ein klares Zeichen setzen, ohne Diskussion: Nazis werden 
in unserer Stadt nicht geehrt. Nichts anderes aber ist eine Straßenbenennung: Eine Eh-
rung. Und diese haben weder Josef Reiter noch Franz Resl verdient. Niemand will und 
kann die Geschichte oder diese Personen aus dieser auslöschen und vergessen, darum 
geht es auch nicht. Es geht um ein Zeichen. Spätestens seit dem viel zitierten Histori-
kerbericht wissen wir, wie die Herren während des dunkelsten Kapitels unserer Ge-
schichte agiert haben. Daher müsste außer Frage stehen, was wir mit der Ehrung tun: 
Entziehen, was sonst? Allen Menschen im Bezirk Braunau würde ein längst überfälli-
ger, bewusster und kompromissloser Umgang mit diesem Thema guttun. Denn diese 
Entscheidung geht nicht nur die Anrainer etwas an, wir alle haben mit dem Image zu 
kämpfen. Wer heute noch an belasteten Namen festhält, sendet ein fatales Signal: 
Dass er bereit ist, Schuld zu übersehen um der Bequemlichkeit willen. So werden wir 
für alle anderen die ewige Hitler-Stadt bleiben. Dabei sind wir das nicht. Oder?“ Dieser 
Aussage sei aus seiner Sicht nichts mehr hinzuzufügen. Die Stadt Braunau dürfe keine 
überzeugten Nationalsozialisten durch Straßennamen ehren, deshalb gehörten diese 
beiden Straßennamen unbedingt geändert. Er ersucht auch die Kolleginnen und Kolle-
gen der ÖVP, dem Antrag zuzustimmen.  
 
StR Dir. Knauseder MMBA MSc erläutert, dass er sich bereits beim Lesen des Berichtes 
eine klare Meinung gebildet habe. Für ihn sei von Anfang an klar gewesen, dass es zu 
diesem Thema keinen Diskussionsbedarf, sondern nur Handlungsbedarf gebe. Gerade 
jetzt sei Haltung gefordert. Es sei eine Verantwortung, sich öffentlich und unmissver-
ständlich gegen jede Form des Nationalsozialismus, des Rechtsextremismus und der 
Verharmlosung historischer Schuld zu stellen. Die Bürde des Namens „Braunau“ gebe 
der Stadt eine besondere Verantwortung, was sich in zahlreichen Presseberichten und 
Kommentaren der letzten Monate widerspiegle. Er betont, dass es ihm wichtig sei, 
nicht nur Symbolpolitik zu betreiben, sondern auch über konkrete Maßnahmen zu 
sprechen. In einem Kommentar in der Braunauer Warte vom 12. Juni habe er seine 
persönliche Meinung öffentlich gemacht, die er nun teilweise zitiert: 
„Meine persönliche Meinung: Straßenumbenennung in Braunau – Warum die Debatte 
mehr braucht als Symbolpolitik. Die Diskussion um die Straßenumbenennung in Brau-
nau ist ein notwendiger und überfälliger Schritt zu einer ehrlichen Auseinandersetzung 
mit der NS-Vergangenheit. Dennoch sehe ich – und das ist meine persönliche Meinung 
– die Gefahr, dass die Debatte ähnlich wie beim Geburtshaus Hitlers das eigentliche 
Ziel, nämlich eine gelebte und zeitgemäße Erinnerungskultur, aus dem Blick verliert.“ 
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Er ergänzt, dass in Braunau in den letzten Jahren bereits sehr viel zur Aufarbeitung der 
Vergangenheit geleistet worden sei, etwa durch den Verein für Zeitgeschichte, dessen 
Obmann Herr Mag. Florian Kotanko heute unter den Zuschauern anwesend sei, die 
Stolpersteine, die Mahnsteinfeiern und weitere Initiativen. Dies werde außerhalb von 
Braunau leider zu wenig wahrgenommen. Er stellt daraufhin sechs zentrale Punkte dar: 
Punkt 1 - Grundsatzentscheidung des Gemeinderates: Der Gemeinderat müsse sich 
entscheiden, ob er beim Thema Straßennamen eine proaktive Rolle einnehmen wolle, 
um ein klares Zeichen gegen Rechtsextremismus und für eine kritische Auseinanderset-
zung mit der Geschichte zu setzen. 
Punkt 2 - Wissenschaftliche Klarheit: Es bestehe eine fundierte wissenschaftliche 
Grundlage durch das Gutachten von Mag. Florian Schwanninger, einem anerkannten 
Historiker. Die Gutachten zu Josef Reiter, Franz Resl und Eduard Kriechbaum belegten 
deren tiefe Verstrickung in das NS-Regime. Dies erfordere entschlossenes Handeln. 
Punkt 3 - Signalwirkung und Verantwortung: Gerade in Braunau als Geburtsstadt Hit-
lers sei ein deutliches Zeichen gegen Antisemitismus und für demokratische Erinne-
rungskultur von enormer Bedeutung. 
Punkt 4 - Gesellschaftliche Beteiligung: Er spricht sich für eine Bürgerbeteiligung bei 
der Auswahl der neuen Straßennamen aus. Dabei solle auch die Möglichkeit bestehen, 
neutrale Namen wie „Wiesenweg“ oder „Buchenstraße“ vorzuschlagen. Zusätzlich 
schlägt er die Anbringung von Gedenktafeln vor, um die Gründe für die Umbenennung 
zu erläutern. 
Punkt 5 - Fairness gegenüber Betroffenen: Die Stadt solle die betroffenen Anrainer 
nach Kräften unterstützen, insbesondere bei formellen Erledigungen und finanziellen 
Belastungen. Auch eine umfassende Informationspolitik sei notwendig. 
Punkt 6 - Institutionalisierung von Gedenkarbeit: Er schlägt die Einrichtung eines dau-
erhaften Gedenkbeirates und die Einbindung des Vereins für Zeitgeschichte vor. Dar-
über hinaus erläutert er die Idee eines Projekts zur Martinskirche, das einen Ort der 
zeitgeschichtlichen Aufarbeitung schaffen solle. Dies könne durch einen Bürgerfonds 
oder eine Stiftung finanziert werden. 
Abschließend erklärt er, dass das gemeinsame Ziel „Nie wieder!“ lauten müsse. Die 
Umbenennung von Straßen sei ein wichtiger Schritt, jedoch kein Endzweck. Nur ein ge-
meinsames, proaktives, sachliches und von gesellschaftlicher Beteiligung getragenes 
Vorgehen könne eine glaubwürdige Erinnerungskultur ermöglichen. Die Zukunft liege 
nicht nur in neuen Straßennamen, sondern in der Schaffung lebendiger Orte der Ver-
antwortung – wie etwa der Martinskirche. Das wäre ein wahrer Schritt vom Symbol zur 
gelebten Verantwortung. Zu dem stehe er und das sei seine persönliche Haltung. 
 
GR C. Bachinger erklärt, dass sich seine Fraktion der historischen Belastung der be-
troffenen Straßennamen bewusst sei. Einer Umbenennung könnte man allerdings nur 
zustimmen, wenn dieser Wunsch auch von den Anwohnern geäußert würde. Die FPÖ 
spreche sich daher für die Anbringung von Zusatztafeln aus. Der Hauptgrund für die 
Ablehnung einer Umbenennung sei, dass der Großteil der Braunauer Bevölkerung 
diese nicht wünsche. Darüber hinaus entstünden erhebliche Kosten und organisatori-
scher Aufwand – sowohl für die betroffenen Bewohner als auch für die Stadtgemeinde. 
Man sei als Gemeinderäte gewählt worden, um die Interessen der Bevölkerung zu ver-
treten, und in einer Demokratie zähle die Mehrheit. Daher lehne man eine Umbenen-
nung ab. Man werde sich der Stimme enthalten und den Antrag somit ablehnen. 
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GR G. Knauseder MSc meint, dass eine Umbenennung der NS-belasteten Straßenna-
men im Gedenken an die unzähligen Opfer des Nationalsozialismus längst überfällig 
sei. Es liege in der Verantwortung der Stadt, Ehrungen aus der Vergangenheit mit dem 
Wissen von heute zu überdenken und rückgängig zu machen. Braunau könne dadurch 
ein klares Zeichen für Toleranz und eine offene demokratische Gesellschaft setzen und 
damit auch das Image der Stadt verbessern. Sie verweist auf Gallneukirchen im Mühl-
viertel und äußert die Überzeugung, dass auch Braunau im Innviertel eine solche Um-
benennung zustande bringen könne. Es sei für sie selbstverständlich, dass man die be-
troffenen Anrainerinnen und Anrainer bei der Umstellung unterstütze. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler betont, dass inhaltlich bereits vieles gesagt worden sei 
und die Standpunkte der Fraktionen klar ersichtlich seien. Er wolle lediglich drei Ab-
sätze aus einem Artikel des Standard vom Vortag zitieren, die er für besonders treffend 
halte: „Straßen tragen nicht nur Namen, damit man sich geografisch orientieren kann – 
sonst könnten wir sie einfach durchnummerieren. Die Straßennamen fungieren auch 
als Würdigung und moralische Orientierung. Braunau entscheidet am Mittwoch, ob 
Straßen weiterhin nach dem SA-Obersturmführer und Linzer NS-Ratsherr Franz Resl so-
wie dem Nazi-"Tondichter" Josef Reiter heißen sollen. Ausreden mit dem Argument, 
Umbenennungen seien "belastend" für Anrainer, werden nicht besser, wenn man sie 
jahrzehntelang wiederholt. Wer einmal umzieht, muss auch seine Anschrift ändern. 
Wenn es Entschädigungen braucht, können Gemeinden diese prüfen. Zusatztafeln 
kratzen nur an der zuerkannten Ehre. Würdigen sollte man jene, die Widerstand geleis-
tet haben, nicht Mitläufer und Karrieristen, die die Macht des NS-Regimes stützten.“ 
Diesem Zitat sei seiner Ansicht nach nichts hinzuzufügen. 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA erklärt, dass sich seine Fraktion intensiv und in alle Richtun-
gen mit dem Thema auseinandergesetzt habe. Die Fraktion sei ein bunter Haufen und 
setze sich aus vielen unterschiedlichen Berufsgruppen und Herkünften zusammen, was 
auch in der innerfraktionellen Diskussion spürbar gewesen sei. Dieses ständige Auf und 
Ab sehe er als Ausdruck lebendiger Demokratie. Er wolle niemandem eine Meinung 
aufzwingen – das habe er bereits in der Anrainerversammlung betont und wiederhole 
er auch hier. Jede und jeder in seiner Fraktion werde nach bestem Wissen und Gewis-
sen abstimmen. Falls es bei den Punkten c) oder d) zu einer Umbenennung komme, 
wolle man im Rahmen der Möglichkeiten Unterstützung für die Betroffenen anbieten. 
Er selbst werde jedenfalls abstimmen – ein Ja oder ein Nein –, sich aber in keinem Fall 
der Stimme enthalten.  
 
StR Winterstätter richtet sich an GR Bachinger und bestätigt, dass dieser insofern 
recht habe, als man selbstverständlich angelobt worden sei, um die Interessen der Be-
völkerung zu vertreten. Zugleich erinnere er jedoch daran, dass man auch verpflichtet 
sei, dem Recht zu folgen. In diesem Zusammenhang verweist er auf zwei aktuelle Gut-
achten anerkannter Verfassungsjuristen. Prof. Markus Vašek von der JKU Linz komme 
in seinem Gutachten klar zu dem Schluss, dass eine Umbenennung rechtlich geboten 
sei. Dies werde auch von Prof. Heinz Mayer, einem der renommiertesten Verfassungs-
juristen Österreichs, bestätigt. Wenn man sich nicht bald mit erheblichen öffentlichen 
Reaktionen oder rechtlichen Konsequenzen konfrontiert sehen wolle, werde man sei-
ner Ansicht nach um eine Umbenennung nicht herumkommen.  
 



6 
 

Nachdem einige Zuseher lautstark ihren Unmut kundtun, ruft der Vorsitzende zur 
Ordnung, woraufhin die betreffenden Personen den Sitzungssaal verlassen.  
 
GRE Mag. Hamminger sagt, er habe in letzter Zeit viel in den Zeitungen zu diesem 
Thema gelesen und auch viel gehört. Nun habe er auch Stimmen aus dem Raum ver-
nommen, die meinten, man solle nicht immer nur aus der Zeitung zitieren. Daher 
möchte er heute ganz persönlich etwas sagen und auch mitteilen, wie er sich entschie-
den hat.  
Im Jahr 1917 gab es in Haselbach ein relativ großes landwirtschaftliches Sacherl, das 
einer Witwe gehörte. In diesem Jahr kam dann ein Herr namens Franz Xaver Hammin-
ger – sein Urgroßvater. Gegen Ende des Ersten Weltkrieges übernahm dieser das An-
wesen, da er die Dame unterstützt hatte. In der Zwischenkriegszeit vertrat sein Ur-
großvater immer sehr deutlich seine Meinung und war ein starker Unterstützer der 
Deutschnationalen und später der Nationalsozialisten– überzeugend, wie er betont. 
Seinem Sohn, also seinem Großvater Franz Hamminger, hat er durch diese Haltung die 
einzige Möglichkeit verschafft, überhaupt Arbeit zu bekommen – nämlich bei der Firma 
Heraklith in Simbach, wo dieser als Buchhalter arbeitete. Dieser war sogar noch natio-
nalsozialistischer als sein eigener Vater. Sein Urgroßvater war aber jemand, der genau 
gewusst hat, warum er was tut – das war auch so bekannt. Als die Nationalsozialisten 
einmarschierten, haben sie ihn sofort in Eile zum Ratsherrn in Braunau gemacht. Ein 
Ratsherr war etwas Ähnliches wie heute ein Stadtrat, nur etwas weniger weitreichend. 
Er war bis 1945 in dieser Funktion geblieben. Er stellt die Frage: War sein Urgroßvater 
Franz Xaver Hamminger ein überzeugender Mensch?  
Er erzählt weiter, dass er auch einen zweiten Urgroßvater hatte – Josef Stempfer. Die-
ser war Lederer in Braunau, wohnhaft in der Berggasse/Lederergasse. Verheiratet mit 
Kreszentia. Beide waren schon damals überzeugte Österreicher. Sie standen nicht dort, 
als Hitler durchmarschierte – im Gegenteil, sie waren immer dagegen. Und sie haben 
sich, sobald es technisch möglich war, in den fünften Stock des Stempfer-Hauses zu-
rückgezogen – auf den zweiten Dachboden. Dort kannten sie ein paar Leute, die ihnen 
eine Empfangsmöglichkeit für die BBC eingerichtet hatten. Und sie haben dann auch 
„brav gehört“. Allerdings nicht in dem Sinn, dass sie Hitler dort willkommen hießen – 
sie waren strikt dagegen, absolut dagegen. Und sie haben ihre Meinung, soweit es 
eben möglich war, auch nach außen getragen. 
Das, so Hamminger, seien seine beiden Urgroßväter gewesen – väterlicherseits Franz 
Xaver Hamminger, überzeugter Nationalsozialist, und mütterlicherseits Josef Stempfer, 
überzeugter Gegner des Nationalsozialismus. Deshalb sei für ihn persönlich die Ent-
scheidung in dieser Frage sehr interessant gewesen – und er sei sich jetzt klar: Eine 
Straßennennung habe immer etwas mit Ehrennamen zu tun. Und wenn es sich um 
Straßennamen handle, die mit nationalsozialistischen Ehren zu tun hätten – mit Perso-
nen, die nachweislich sogar schriftlich geäußert hätten, dass sie „die Juden in Wien 
oder in Linz aufhängen wollen, damit sie zufrieden sind“ – dann, so sagt er ganz klar: 
So einen Straßennamen will er in Braunau nicht mehr haben. Ein solcher Name gehöre 
geändert. 
Und darum werde er sich heute auch für die Umbenennung entscheiden. 
Abschließend sagt er, dass hier viel über Ehre gesprochen worden sei. Für ihn laute die 
zentrale Frage daher: Hat die Stadt Braunau Ehre? Und er sagt: Ja, sie hat Ehre. Weil 
sie dem richtigen Zug folge – und, so hoffe er, diese beiden Straßennamen umbenennt. 
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Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über die Punkte a) 
und b) offen abstimmen. 
 

Antrag: 
a) Falls die Zustimmung zu einer oder mehreren unter c) und d) beantragten Umbe-

nennung(en) – d.h. der Umbenennung der Franz Resl-Straße und der Josef Reiter-
Straße – erteilt wird, soll bzw. sollen 
- im nächsten Kulturausschuss und Finanzausschuss über die entsprechende Ent-
schädigung der Anrainer der umzubenennenden Straßen sowie  
- im Kulturausschuss über den/die neu festzusetzenden Straßennamen beraten 
werden und Anträge zur diesbezüglichen Beschlussfassung an den Gemeinderat 
gestellt werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  FPÖ-Fraktion 

Antrag: 
b) Falls die Zustimmung zu einer oder mehreren unter c) und d) beantragten Umbe-

nennung(en) – d.h. der Umbenennung der Franz Resl-Straße und der Josef Reiter-
Straße – nicht erteilt wird, sollen Hinweistafeln neben den Straßennamentafeln 
jener Straße(n), deren Umbenennung abgelehnt wurde, angebracht werden. Im 
nächsten Kulturausschuss soll über den Text der Hinweistafeln beraten werden 
und ein Antrag an den Gemeinderat zur Beschlussfassung über die Texte der Hin-
weistafeln gestellt werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
 
 
 
In weiterer Folge lässt der Vorsitzende über die Punkte c) und d) geheim mittels 
Stimmzettel und Urne abstimmen.  
 
 
 
Die Sitzung wird für die Auszählung der Stimmzettel von 18.35 bis 18.49 unterbrochen.  
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Antrag: 
c) Zustimmung zur Umbenennung der Franz Resl-Straße.   

Beschluss: 
Antrag angenommen 28 Stimmen für den Antrag 
  9 Stimmen gegen den Antrag 

Antrag: 
d) Zustimmung zur Umbenennung der Josef Reiter-Straße. 

Beschluss: 
Antrag angenommen 28 Stimmen für den Antrag 
  9 Stimmen gegen den Antrag 
 
an KK am 3.7.2025 / La 

2. Sanierung/Umbau Kindergarten Stadt 
Genehmigung Finanzierungsplan 

Antrag: 
Antrag wird in Sitzung gestellt 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet anhand des Aktes über den Sachverhalt und stellt 
nachfolgenden  
 
neuen Antrag: 
Dem vom Land Oberösterreich, Direktion Inneres und Kommunales, vorgelegten Finan-
zierungsvorschlag laut Schreiben IKD-2025-141149/13-Pri mit Gesamtkosten von EUR 
252.000 wird zugstimmt.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 3.7.2025 / La 
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II. Anträge des Finanzausschusses: 

1. Darlehensaufnahme in Höhe von EUR 700.000,00 für Neubau VS Neustadt Etappe 1  
bei der Hypo Niederösterreich St. Pölten 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/1 abstimmen. 

Antrag: 
Zur teilweisen Finanzierung des Projektes „Neubau VS Neustadt Etappe1 – Umbau Ka-
serngasse 1“ wird auf Grundlage der Darlehensausschreibung vom 25.04.2025 und des 
Angebotes vom 30.05.2025 bei der Hypo Niederösterreich, Hypogasse 1, 3100 St. Pöl-
ten, ein Darlehen in Höhe von insgesamt EUR 700.000,00 laut vorliegender und zur 
Kenntnis gebrachten Schuldurkunden aufgenommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 3.7.2025 / La 

2. Verein Kultur im Gugg; Ansuchen um Förderung für den kulturellen Veranstaltungs-
betrieb 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/2 abstimmen. 

Antrag:  
Dem Verein Kultur im Gugg wird eine Förderung für den kulturellen Veranstaltungsbe-
trieb im Kulturhaus der Stadt Braunau für das Jahr 2026 zugesichert, die Jahresförde-
rung hierfür wird in Höhe von EUR 110.000,00 gewährt. 
Die Auszahlung der Förderung erfolgt in zwei Raten zu je EUR 55.000,00 jeweils im 
Februar und Juli. Nach Jahresende sind der Stadtgemeinde unaufgefordert vollständige 
Abrechnungen der Einnahmen/Ausgaben mitsamt Belegen vorzulegen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an KK am 3.7.2025 / La 
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III. Anträge des Wirtschaftsausschusses: 

1. Nutzungsvertrag für 10 PKW-Stellplätze ehem. Sixthofer-Grund auf gemeindeeige-
nem Grundstück Nr. 134/1 KG 40005 für Immo-K GmbH, 4783 Wernstein am Inn,  
GF Herr Robert Kasbauer, unter Beitritt von Hr. David Dreer, Inhaber Kampfsport-
schule „Flowfactory“ 
 
GR Mag. Dr. Eberl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der Nutzungsvereinbarung mit Hrn. Robert Kasbauer und Hrn. David Dreer über die 
Nutzung von 10 KFZ-Stellplätzen wird gemäß vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis 
genommenen Entwurf vom 23.04.2025 die Zustimmung erteilt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 3.7.2025 / La 

2. Nicole Brüggler: Pachtvertrag Hallenbadbuffet  
1. Förderansuchen für das Jahr 2024 
2. Pachtvertrag Hallenbadbuffet 
 
GR Mag. Dr. Eberl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Das Förderansuchen von Fr. Nicole Brüggler wird in der Höhe von EUR 418,40 inkl. 

USt. gewährt. 
b) Dem Abschluss des Pachtvertrages hinsichtlich Hallenbadbuffet mit Frau Nicole 

Brüggler laut dem beiliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf 
vom 05.06.2025 wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GRE Schmidthammer) 
 
an IIb am 3.7.2025 / La 



11 
 

3. Steindlstraße (GEWOG), Aufhebung Nutzungsvereinbarung inkl. Infrastrukturkosten-
vereinbarung vom 06.06.2023; Neue Nutzungsvereinbarung 
 
GR Mag. Dr. Eberl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/3 abstimmen. 

Antrag: (mit Plan.A.) 
a) Dem vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf der Nut-

zungsvereinbarung (inkl. Infrastrukturkostenvereinbarung) mit der Liegenschafts-
eigentümerin, der GEWOG Neues Heim Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft 
m.b.H., Klosterstraße 27, 5282 Ranshofen vom 19.05.2025 wird zugestimmt. 

b) Dem vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf vom 
19.05.2025 der Auflösung der Nutzungsvereinbarung (inkl. Infrastrukturkostenver-
einbarung) mit der Schießl Immobilien GmbH, Falkenstraße 2, 5223 Pfaffstätt vom 
06.06.2023 wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

4. Neue Dauerkleingartenverordnung für das Stadtgebiet von Braunau am Inn;  
Beschlussfassung 
 
GR Mag. Dr. Eberl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/4 abstimmen. 

Antrag: (mit Plan.A.) 
Die Dauerkleingartenverordnung für das Stadtgebiet von Braunau am Inn wird laut 
vollinhaltlich zur Kenntnis genommenem Verordnungsentwurf vom 02.06.2025 be-
schlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, FPÖ-Fraktion, StR Winterstätter, 
  GR Pandžić, GR Schindlmaier, GR Bauer 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  GR Gapp, GR Hackl 
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 



12 
 

5. Rotes Kreuz; ÖEK Nr. 2 - Änderung Nr. 32  
Flächenwidmungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 26 
Neuerlassung Bebauungsplan Nr. 66; 
Vereinbarung zur Sicherstellung forstrechtlicher Bewirtschaftung (Niederwaldbewirt-
schaftung auf den Grundstücken 473/2 und 474/2, KG Osternberg) 
 
GR Mag. Dr. Eberl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/5 abstimmen. 

Antrag: 
Dem vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf der Vereinbarung 
zur Sicherstellung forstrechtlicher Bewirtschaftung mit dem Österreichischen Roten 
Kreuz, Landesverband Oberösterreich, Körnerstraße 28, 4020 Linz, vom 04.06.2025 
wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 3.7.2025 / La 

6. Bevölkerungswarnsystem „AT-Alert“, Ermächtigung des Landes OÖ 
 
GR Mag. Dr. Eberl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/6 abstimmen. 

Antrag: 
Der Ermächtigung des Landes Oberösterreich zum Abschluss einer Vereinbarung mit 
den Mobilfunkbetreibern zur Etablierung des Bevölkerungswarnsystem „AT-Alert“ im 
Katastrophenfall, durch den Bürgermeister der Stadtgemeinde Braunau, wird zuge-
stimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an OEPE am 3.7.2025 / La 
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IV. Antrag des Kulturausschusses: 

1. Braunauer Zeitgeschichte-Tage im VAZ am 26.09. – 27.09.2025;  
Ansuchen um Förderung 
 
Vbgm. Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Förderung der Braunauer Zeitgeschichte-Tage 2025 im VAZ am 26.09. 
und 27.09. durch Gewährung einer Barförderung in Höhe von EUR 9.000,00 und Über-
nahme der Sachleistungen in Höhe von ca. EUR 1.000,00; Gesamtförderung ca. 
EUR 10.000,00. Am Jahresende ist unaufgefordert eine Abrechnung vorzulegen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  FPÖ-Fraktion 
 
an Ib am 3.7.2025 / La 

V. Antrag des Bildungsausschusses: 

1. Polytechnische Schule Braunau, Räumlichkeiten im Objekt Mühlengasse 5;  
Mietvertrag Verlängerung 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der mit Frau Christa Reiter und Herrn Erwin Huber, beide wohnhaft in 5280 Braunau 
am Inn, Mühlengasse 5, im Jahr 2000 abgeschlossene Mietvertrag für die zu Unter-
richtszwecken der PTS Braunau (Holzwerkstatt) angemieteten Räumlichkeiten im Ob-
jekt Mühlengasse 5 wird um fünf Jahre, bis zum 31.07.2030 (Ende des Schuljahres 
2029/30) mit einer einjährigen Kündigungsfrist für beide Seiten, verlängert. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 3.7.2025 / La 
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VI. Anträge des Planungsausschusses: 

1. Rotes Kreuz, ÖEK Nr. 2 - Änderung Nr. 32, Flächenwidmungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 
26, Neuerlassung Bebauungsplan Nr. 66; Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/1 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird  
a) die Änderung Nr. 32 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2 lt. Änderungsplan 

ÖEK 2.32 - Rettungsdienste vom 15.11.2024 
b) die Änderung Nr. 26 des Flächenwidmungsteils Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.26 - 

Rettungsdienste vom 15.11.2024 
c) die Neuerlassung des Bebauungsplanes Nr. 66 lt. Plan BPL 66 - Rettungsdienste 

vom 15.11.2024 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

2. Prof. Weinberger-Straße, Flächenwidmungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 30,  
Planungskostenvereinbarung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/2 abstimmen. 

Antrag: 
Der vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Planungskostenvereinba-
rung vom 22.05.2025, welche sich auf das Raumordnungsverfahren IIIa610-2024-
08_Prof. Weinberger-Straße bezieht, wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 
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3. Prof. Weinberger-Straße, Flächenwidmungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 30; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/3 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur Änderung Nr. 30 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 lt. Änderungsplan 
FW 6.30 - Prof. Weinberger-Straße vom 21.05.2025 nach den Bestimmungen des Oö. 
ROG 1994 idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

4. Höfter Straße, Bebauungsplan Nr. 26 - Änderung Nr. 8; Planungskostenvereinbarung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/4 abstimmen. 

Antrag: 
Der vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Planungskostenvereinba-
rung vom 22.05.2025, welche sich auf das Raumordnungsverfahren IIIa610-2025-
02_Höfter Straße bezieht, wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

5. Höfter Straße-Gartenstraße, Bebauungsplan Nr. 26 - Änderung Nr. 8; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/5 abstimmen. 
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Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur Änderung Nr. 8 des Bebauungsplanes Nr. 26 lt. Änderungsplan BPL 26.8 - 
Höfter Straße-Gartenstraße vom 03.06.2025 nach den Bestimmungen des Oö. ROG 
1994 idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

6. Josef Prechtl-Weg, Flächenwidmungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 29, Änderung Bebau-
ungsplan Nr. 6 - Änderung Nr. 25; Geänderter Bebauungsplanentwurf Nr. 6.25 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/6 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur Änderung Nr. 25 des Bebauungsplanes Nr. 6 mit dem angepassten 
Änderungsplan BPL 6.25 - Josef Prechtl-Weg vom 03.04.2025 nach den Bestimmungen 
des Oö. ROG 1994 idgF weiterzuführen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

7. Stechlweiher West, Anregung Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6; Ablehnung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/7 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründungen wird 
eine Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 für das Grundstück Nr. 681/1, KG 
Braunau am Inn, abgelehnt. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

VII. Anträge des Bau- und Umweltausschusses: 

1. Förderungen: Kosten für die Instandhaltung der Hauskanalanlage Schüdlbauergründe 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A. und Fin.A.) 
Es wird die grundsätzliche Zustimmung dazu erteilt, dass den Eigentümern der im Be-
reich der „Schüdlbauergründe“ gelegenen Objekte die Kosten für die Sanierung ihrer 
Hauskanalanlagen im öffentlichen Gut in Form von einmaligen Förderungen durch die 
Stadtgemeinde ersetzt werden, soweit ihnen die Übernahme dieser Kosten durch die 
Stadtgemeinde (wenn auch unverbindlich) zugesagt wurde. Die Gewährung der einzel-
nen Förderung bleibt der gesonderten Beschlussfassung durch das jeweils zuständige 
Organ vorbehalten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 3.7.2025 / La 

2. Sanierung Kindergarten Stadt, Grundsatzbeschluss 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A. und Fin.A.) 
Der Durchführung des Vorhabens Sanierung Kindergarten Stadt wird im Wege eines 
Grundsatzbeschlusses zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 3.7.2025 / La 
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3. Sanierung Kindergarten Stadt, Übertragungsverordnung 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/3 abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A. und Fin.A.) 
Der vollinhaltlich zur Kenntnis genommene Verordnungsentwurf vom 13.11.2024 zur 
Übertragung des Beschlussrechtes gemäß § 43 Abs 3 GemO wird beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 3.7.2025 / La 

4. Kindergarten Stadt Auftragsvergabe Gewerke: HKLS, Elektro, Baumeisterarbeiten, 
Fliesenlegearbeiten, WC-Trennwände 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/4 abstimmen. 

Antrag: 
Der Vergabe für die Gewerke HKLS, Elektro, Baumeisterarbeiten, Fliesenlegearbeiten, 
WC-Trennwände wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 3.7.2025 / La 

5. Umlegung Wasserleitung im Bereich „Kritzinger-Gründe“, Zusatz zu BA 26/28 sowie 
Finanzierung 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/5 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Zustimmung zur Umlegung der öffentlichen Wasserleitung im Bereich der „Kritzin-

ger-Gründe“. 
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b) Zustimmung zur Beauftragung der Bauarbeiten durch die ARGE ABA Braunau BA 
18 Swietelsky-Strabag, lt. Angebot Nr. 23-20990 vom 22.05.2025 sowie der Finan-
zierung mittels Infrastrukturkostenbeitrag in der Höhe von netto EUR 69.907,24. 

c) Die Zustimmung erfolgt unter der Voraussetzung, dass die Kosten (wie im Amts-
vortrag angeführt) zur Gänze durch den Infrastrukturkostenbeitrag abgedeckt 
werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 3.7.2025 / La 

6. Nachnutzung Telefonzellen 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/6 abstimmen. 

Antrag: (mit Verk.A) 
Aufgrund des Entfalls der Verpflichtung zum Betrieb der bestehenden Telefonzellen 
werden diese in ihrer heutigen Form von der A1 nicht mehr weiterbetrieben. Die der 
Standorte Stadtplatz, Adalbert Stifter-Straße und Salzburger Straße sollen aufgelassen 
werden. Dem Angebot für die im Amtsvortrag dargestellten Nachnutzungsmöglichkei-
ten soll nicht nachgekommen werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an GG III am 3.7.2025 / La 

7. Innwerk AG; Kraftwerk Ering-Frauenstein; Wiederverleihung; Vorlage der Stellung-
nahme im Rahmen des wr. Verfahrens zur Information 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/7 abstimmen. 

Antrag: 
Die Stellungnahme der Stadtgemeinde Braunau am Inn vom 06.05.2025 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

8. Klimastrategie Braunau 2040: Status Quo und Ausblick 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/8 abstimmen. 

Antrag: 
Der bezogene Vorgang wird als Information zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 3.7.2025 / La 

VIII. Antrag des Sozialausschusses: 

1. Familienakademie der Kinderfreunde Region Innviertel; 
EKIZ – Eltern-Kind-Zentrum Braunau; Jahresabschluss 2024 
und Ansuchen um Zusatzförderung 2024 
 
GR Knauseder berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der Familienakademie der Kinderfreunde Innviertel wird für das EKIZ Braunau für das 
Jahr 2024 eine Zusatzförderung in Höhe von EUR 4.093,00 gewährt. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  SPÖ-, FPÖ-, Grüne-Fraktion, 
  Bgm. Waidbacher, Vbgm. Hermann,  
  GR Eberl, GR Haubentrath, StR Knauseder, 
  GR N. Bernroithner, GR Bruckbauer,  
  GR Stoiber, GR Šijaković, GR Kritzinger,  
  GR A. Bernroithner, GR Dutzler, GRE Ober- 
  mayr, GRE Hamminger, GRE Furtner-Probst 
  Gegen den Antrag: 
  GR Höfelsauer 
 
  (ohne GR G. Knauseder wegen Befangenheit) 
 
an Ib am 3.7.2025 / La 

IX. Antrag des Sportausschusses: 

1. Einführung Benützungsgebühr für gewerblich geführte Schwimmkurse 
 
GR C. Bachinger berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IX/1 abstimmen. 

Antrag: 
Für gewerblich geführte Schwimmkurse im Hallenbad und Freibad ist eine Benützungs-
gebühr in der Höhe von 10 € brutto pro 10 Schüler bzw. Kursteilnehmer für alle Kurse in 
10er Schritten zu erheben. (Schulschwimmen und alle verschiedene Kursarten). 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 3.7.2025 / La 
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X. Allfälliges 

1. StR Ing. Pill weist darauf hin, dass es in Braunau nicht nur neue Lokale gebe, sondern 
auch solche, die schon seit vielen Jahren bestehen. So feiere das Lokal „Schluckerl“ 
heuer sein 30-jähriges Bestehen. Soweit ihm bekannt sei, finde die Jubiläumsfeier im 
Rahmen des Linzerstraßenfestes statt, das am 9. August abgehalten werden soll. Er bit-
tet alle, dieses Fest zahlreich zu besuchen und damit auch die heimische Gastronomie 
zu unterstützen. Besonders hebt er den Wirt des Schluckerl hervor, der das Lokal von 
seiner Mutter übernommen hat und unter anderem auch das Irish Pub im ehemaligen 
8er-Haus betreibe. Dieser trage wesentlich dazu bei, dass Braunau für ein jüngeres 
Publikum attraktiver werde und die Braunauerinnen und Braunauer Möglichkeiten 
zum Fortgehen in der eigenen Stadt haben. Er wiederholt sein Ersuchen, das Linzer-
straßenfest zu besuchen und die Arbeit jener Gastronomiebetriebe wertzuschätzen, 
die bereits über Generationen in Braunau tätig sind. 
 
Vbgm. Hermann ruft in diesem Zusammenhang das Stadtfest in Erinnerung, das am 
kommenden Wochenende stattfindet.   
 
 
 
 

2. Bgm. Mag. Waidbacher bedankt sich für die gute und konstruktive Zusammenarbeit 
und wünscht allen Anwesenden ein paar erholsame Urlaubstage und einen schönen 
Sommer. Und er freut sich auf die weitere Zusammenarbeit im Herbst.  
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Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der ÖVP-Fraktion Mag. Kritzinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der SPÖ-Fraktion Strobl eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der FPÖ-Fraktion Bachinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der GRÜNE-Fraktion DI Mag. Hackl eh.  
 
 
 
Schriftführerin Lahner eh. 
 
 
 
Gegen die vorliegende Verhandlungsschrift 
wurden keine Einwendungen erhoben 
 
 
Braunau am Inn, am 16. Oktober 2025 
 
 
Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
 


